
3.1. OWG

und Wirtschaftsorganen, Betrieben und Einrich­
tungen, Genossenschaften, gesellschaftlichen 
Organisationen und Ausschüssen der Nationalen 
Front zu übermitteln und mit ihnen zusammenzu­
arbeiten, um gesellschaftliche Kräfte in die vor­
beugende Tätigkeit zur Bekämpfung von Rechts­
verletzungen einzubeziehen.

(2) Auf Verlangen der örtlichen Volksvertretungen 
oder ihrer ständigen Kommissionen ist von den zu­
ständigen Organen über die Bekämpfung von Ord­
nungswidrigkeiten zu berichten, damit Schlußfolge­
rungen für die Leitungstätigkeit und die Einbezie­
hung gesellschaftlicher Kräfte bei der Überwindung 
von Rechtsverletzungen gezogen werden können.

8 20
(1) Die Leiter von Staats- und Wirtschaftsorganen, 
Betrieben und Einrichtungen und die gesellschaftli­
chen Organisationen haben die Aufdeckung von 
Ordnungswidrigkeiten und die Beseitigung ihrer Ur­
sachen und begünstigenden Bedingungen zu unter­
stützen.
(2) In Auswertung von Ordnungsstrafverfahren 
können die hierfür zuständigen Organe Empfehlun­
gen an staatliche Organe, Betriebe, Produktionsge­
nossenschaften und gesellschaftliche Organisationen 
geben, damit diese in ihrem Verantwortungsbereich 
die zur Festigung der Gesetzlichkeit erforderlichen 
Maßnahmen treffen. Sie haben innerhalb von zwei 
Wochen zu den Empfehlungen Stellung zu nehmen.

Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens

§ 21
(1) Das Ordnungsstrafverfahren ist dort durchzu­
führen, wo die größte gesellschaftliche Wirksamkeit 
erzielt wird. Es soll vorrangig am Ort der Begehung 
der Ordnungswidrigkeit oder am Wohnsitz oder 
Aufenthaltsort des Rechtsverletzers durchgeführt 
werden* sofern nicht in den gesetzlichen Bestimmun­
gen eine besondere Regelung getroffen worden ist.
(2) Sind mehrere Organe zuständig, ist das Ord­
nungsstrafverfahren von dem zuerst mit der Sache 
befaßten Organ durchzuführen, sofern nicht eine 
bessere erzieherische Einwirkung durch ein anderes 
Organ erreicht werden kann.
(3) Im Einzelfall können nachgeordnete Organe mit 
der Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens be­
auftragt werden, wenn dadurch eine größere erzie­
herische und vorbeugende Wirkung zu erwarten ist.
(4) Zur Sicherung der erzieherischen Wirkung ist 
das Ordnungsstrafverfahren ohne Verzögerung 
durchzuführen.
(5) Für das vereinfachte Verfahren gelten die Be­
stimmungen des § 28. §

§ 22
(1) Die Einleitung des Ordnungsstrafverfahrens ist 
schriftlich zu vermerken und erfolgt:

1. auf Grund von Feststellungen der zuständigen 
Organe und Einrichtungen;

2. auf begründete Anregung anderer Staats- und 
Wirtschaftsorgane;

3. auf Grund von Hinweisen der Bevölkerung und 
gesellschaftlicher Organisationen.

(2) Von der Einleitung ist abzusehen, wenn wegen 
der gleichen Sache disziplinarische oder materielle 
Verantwortlichkeit oder andere Erziehungsmaßnah­
men geeigneter sind und angewendet werden.
(3) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Komitees 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion und seiner Or­
gane ist ein Ordnungsstrafverfahren einzuleiten.

§ 23
(1) Die Einleitung des Ordnungsstrafverfahrens 
und der Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen 
erfolgt durch den Entscheidungsbefugten im Wege 
der Einzelentscheidung.
(2) Im Ordnungsstrafverfahren sind alle zur Klä­
rung des Sachverhalts notwendigen Feststellungen 
über Art und Schwere der Ordnungswidrigkeit, die 
Umstände ihrer Begehung und die persönlichen Ver­
hältnisse des Rechtsverletzers zu treffen. Bei Ord­
nungswidrigkeiten, die Ausdruck einer hartnäckigen 
Disziplinlosigkeit sind, gehäuft auftreten oder zu 
Strafrechtsverletzungen führen können, ist der Auf­
deckung der Ursachen und begünstigenden Bedin­
gungen besondere Aufmerksamkeit zu widmen.
(3) Mit dem Arbeitskollektiv, den Berufsvereini­
gungen und gesellschaftlichen Organisationen, de­
nen der Rechtsverletzer angehört, und der Nationa­
len Front seines Wohngebietes soll in geeigneter 
Form zusammengearbeitet werden, soweit es zur 
Klärung des Sachverhalts und der Vorbereitung der 
Entscheidung notwendig ist.
(4) Das Ordnungsstrafverfahren soll innerhalb eines 
Monats abgeschlossen werden.

§ 24
(1) Dem Bürger, gegen den ein Ordnungsstrafver­
fahren durchgeführt wird, ist Gelegenheit zu geben, 
mündlich oder schriftlich Stellung zu nehmen. Die 
Befragung anderer Personen ist zulässig. Über die 
Anhörung des Rechtsverletzers und die Befragung 
anderer Personen sind Niederschriften anzuferti­
gen.
(2) Das Ordnungsstrafverfahren kann auch durch­
geführt werden, wenn der Bürger die Möglichkeit 
zur Äußerung oder Stellungnahme nicht wahr­
nimmt.
(3) Zwangsweise Vorführung und Durchsuchung 
sind im Ordnungsstrafverfahren unzulässig. Die be­
sonderen gesetzlichen Befugnisse der Deutschen 
Volkspolizei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung sowie der Organe der Zoll­
verwaltung zur Kontrolle des Zoll- und Devisenver­
kehrs bleiben hiervon unberührt.
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